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TOP 18a: 

Verordnung zur Neuordnung der guten fachlichen Praxis beim Düngen 

Drucksache: 148/17

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Nach den Vorgaben der EG-Nitratrichtlinie ist Deutschland verpflichtet, die 
Düngeverordnung, die wesentlicher Teil des deutschen Aktionsprogramms zur 
Umsetzung der Richtlinie ist, in vierjährigen Abständen auf ihre Wirksamkeit 
zu prüfen und ggf. weiterzuentwickeln. Im Rahmen dieser Überprüfung wurde 
Anpassungsbedarf bei der Düngeverordnung festgestellt. 

Zudem fordert die EU-Kommission im laufenden Vertragsverletzungsverfahren 
gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen nicht ausreichender Umsetzung 
der EG-Nitratrichtlinie Änderungen der Düngeverordnung. 

Aus diesem Grund soll mit der vorliegenden Verordnung die bestehende Ver-
ordnung über die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursub-
straten und Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis beim Düngen (Düngeverordnung - DüV) abgelöst werden. 

Die novellierte Düngeverordnung enthält insbesondere folgende Änderungen: 

- Die Düngebedarfsermittlung für Stickstoff auf Acker- und Grünland wird 
bundeseinheitlich geregelt und konkretisiert. 

- Ertragsabhängige standort- und kulturartenbezogene Obergrenzen für die 
Stickstoffdüngung werden eingeführt. 

- Die Vorgaben für das Aufbringen von stickstoff- und phosphathaltigen 
Düngemitteln auf überschwemmtem, wassergesättigtem, gefrorenem oder 
schneebedecktem Boden werden präzisiert. 

- Zeiträume, in denen keine Düngemittel ausgebracht werden dürfen, verlän-
gern sich grundsätzlich (Ackerland nach der Ernte der Hauptfrucht bis 
31.01.; Grünland: 01.11. bis 31.01., Einführung einer Sperrzeit für die Auf-
bringung von Festmist und Kompost: 15.12. bis 15.01.; die zuständigen Be-
hörden können Beginn/Ende jeweils um bis zu vier Wochen verschieben). 

- Die zulässige Stickstoffgabe im Herbst wird beschränkt auf 30 kg Ammo-
niumstickstoff oder 60 kg Gesamtstickstoff je Hektar. 
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- Die Abstände für die Stickstoff- und Phosphatdüngung in der Nähe von Ge-
wässern und im hängigen Gelände vergrößern sich. 

- Die Kontrollwerte für die Differenz von Zu- und Abfuhr im Nährstoffver-
gleich (ab 2020 sind nur noch 50 kg N je Hektar zulässig) werden verrin-
gert. 

- Bundeseinheitliche Vorgaben für das Fassungsvermögen von Anlagen zur 
Lagerung von flüssigen Wirtschaftsdüngern und flüssigen Gärrückständen 
aus dem Betrieb einer Biogasanlage (grundsätzlich größer als benötigte 
Kapazität zur Überbrückung der Sperrfristen, mindestens jedoch sechs Mo-
nate, Betriebe mit hohem Tierbesatz oder ohne eigene Ausbringungsflächen 
müssen ab 2020 mindestens neun Monate Lagerkapazität vorweisen) sowie 
Festmist, festen Gärrückständen und Kompost (zwei Monate) werden ein-
geführt. 

- Die Länder werden verpflichtet, in Gebieten mit hoher Nitratbelastung so-
wie in Gebieten, in denen stehende oder langsam fließende überirdische 
Gewässer durch Phosphat, was nachweislich aus der Landwirtschaft 
stammt, eutrophiert sind, mindestens drei zusätzliche Maßnahmen aus ei-
nem vorgegebenen Katalog zu erlassen. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und 
der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfehlen 
dem Bundesrat, der Verordnung nach Maßgabe zahlreicher fachspezifischer 
Änderungen zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfiehlt 
dem Bundesrat ferner die Annahme einer begleitenden Entschließung. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus Drucksache 148/1/17 ersichtlich. 


